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Hausverbot für Betriebsrat
Eine Protestaktion im Siemens-Schaltwerk hat gravierende Konsequenzen
Wer sich bei Siemens gegen Leih-
arbeit einsetzt, hat es nicht leicht.
Da werden einem sogar Wahrneh-
mungsstörungen und Realitätsver-
lust unterstellt, berichtet ein be-
troffener Betriebsrat.

Von Marie Frank

Felix Weitenhagen ist einiges ge-
wohnt von seinem Arbeitgeber Sie-
mens. In seinen zwölf Jahren als Be-
triebsrat im Schaltwerk Berlin muss-
te er aufgrund kritischer Äußerungen
bereits sechs Abmahnungen und eine
Strafversetzung auf sich nehmen, wie
er erzählt. Die ersten zwei Abmah-
nungen musste Siemens im Mai die-
ses Jahres per Gerichtsbeschluss aus
der Personalakte entfernen, für die
Abmahnungen drei bis fünf steht An-
fangNovember der zweite Prozess an.
Doch nun gibt es neuen Ärger: Auf-
grund einer Protestaktion gegen
Leiharbeit wurde Weitenhagen von
seiner Arbeit freigestellt. Als er da-
raufhin trotzdem vor Ort seiner Be-
triebsratsarbeit nachging, bekam er
von der Werksleitung sogar ein Haus-
verbot erteilt.
Dass der inflationäre Einsatz von

Leiharbeit in der Industrie im Allge-
meinen und bei Siemens im Speziel-
len ein Problem darstellt, ist be-
kannt. Die Gewerkschaft IG Metall
kritisiert seit Längerem, dass die In-
dustrie ihre Stammbelegschaft ge-
ring hält und sich über Leiharbeit Fle-
xibilität verschafft. »Das haltenwir für
einen Missbrauch von Leiharbeit und
gehen auch mit unseren Möglichkei-
ten dagegen an«, sagt IG-Metall-
Sprecher Klaus Abel dem »nd«.
Grundsätzlich bemühe sich die Ge-
werkschaft, für die LeiharbeiterInnen
faire Arbeitsbedingungen zu schaf-
fen. »Wir haben ja auch einen Tarif-
vertrag, in dem es Übernahmever-
pflichtungen gibt und stehen insbe-
sondere diesem großen Umfang von
Leiharbeit auch bei Siemens sehr kri-
tisch gegenüber.«
Darauf, dass die IG Metall sich ir-

gendwann für eine Besserstellung der
LeiharbeiterInnen einsetzt, wollten
die MitarbeiterInnen des Schalt-
werks Berlin nicht warten. »Wir hat-
ten im Betrieb die Situation, dass im
September zirka 160 Kolleginnen und
Kollegen in Leiharbeit oder mit be-
fristeten Verträgen nicht länger be-
schäftigt wurden«, erzählt Felix Wei-
tenhagen dem »nd«. Daraufhin nah-
men die ArbeiterInnen das Problem
selbst in die Hand und organisierten
am 7. sowie am 26. September eine

»aktive Mittagspause«. Über 40 Mit-
arbeiterInnen der Stammbelegschaft,
LeiharbeiterInnen und Befristete ver-
sammelten sich vor der Kantine und
hielten ein Transparent mit der Auf-
schrift »Festeinstellung aller Befris-
teten und Leiharbeiter, wir sind eine
Belegschaft!« in die Höhe. Unter ih-
nen auch FelixWeitenhagen. »Das hat
natürlich Aufsehen erregt. Viele Kol-
legen haben applaudiert und gesagt:
›Ja, genau richtig! Endlich passiert
hier mal was!‹« Viele seien mit der
gängigen Praxis unzufrieden, so Wei-
tenhagen. »Seit Jahren haben wir im-
merwieder die Situation, dasswir uns
von Kolleginnen und Kollegen ver-
abschiedenmüssen.« Diesmal seien es
jedoch besonders viele gewesen. »160
mit einem Schlag bei 3200 Mitarbei-
tern, das war schon ein großer
Schnitt.«
Siemens war von der Protestakti-

on naturgemäß wenig begeistert. Zu-
nächst habe ein Vertreter der Werk-
leitung verlangt, das Plakat einzu-
rollen – laut Weitenhagen eine un-
zulässige Forderung. Schließlich ha-
be es sich hierbei um eine gewerk-
schaftliche Betätigung im Betrieb ge-
handelt und sei damit erlaubt gewe-
sen. Dennoch habe die Siemens-Ge-
schäftsleitung nach der zweiten Ak-
tion in Personalgesprächen wegen
»Störung des Betriebsfriedens« mit
personellen Konsequenzen gegen be-
teiligte Leiharbeiter gedroht. »Den
Leiharbeitern wurde gesagt: Sie wer-
den sofort abgemeldet und freige-
stellt, und ich werde dafür sorgen,
dass Sie nie wieder bei Siemens ar-
beiten können«, erzählt Weitenha-
gen, der als Betriebsrat bei den Ge-
sprächen zugegen war. Bei zwei der
Leiharbeiter scheint das auch umge-
setzt worden zu sein.
Einer davon ist Patrick Barowsky,

der seit 2009 bei Siemens als Leihar-
beiter beschäftigt ist. Damit könnte es
jetzt allerdings vorbei sein. Aufgrund
seiner Teilnahme an den beiden Pro-
testaktionen im Schaltwerk stehe er
jetzt bei Siemens auf einer schwar-
zen Liste, weshalb keines der Sie-
mens-Werke mehr die Erlaubnis ha-
be, ihn zu buchen, ist Barowsky über-
zeugt. »Eine Woche vorher hatte ich
noch ein hundertprozentiges Okay
vom Messgerätewerk Berlin, dass ich
da eingesetzt werde«, erzählt
Barowsky dem »nd«. Jetzt habe es auf
einmal geheißen, sie müssten noch
auf das Okay aus Erlangen warten.
Seit acht Jahren ist der gelernte In-

dustriemechaniker bei Siemens tätig.
Immer kurz vor Ablauf der 18-Mo-

natsfrist, nach der LeiharbeiterInnen
in einen Festvertrag übernommen
werden müssen, werde er in ein an-
deres Werk geschickt, um auch dort
wieder »projektbezogen« zu arbei-
ten. Das letzte Mal habe er sogar 24
Monate in einem Werk gearbeitet, ei-
ne Festanstellung habe er trotzdem
nicht erhalten. »Das ist nicht rech-
tens, überhaupt nicht. Irgendwann
habe ich dann auch mal die Schnau-
ze voll«, sagt Barowsky. Deshalb ha-
be er an der Protestaktion teilge-
nommen. »Nach 24 Monaten Arbei-
ten, Buckeln, Überstunden Schieben
und Wochenenden Opfern heißt es
einfach: Tschüss, Feierabend, ihr
könnt gehen. Das darf nicht sein.« Am
Protest teilgenommen zu haben, be-
reut Barowsky nicht. »Die Schuld liegt
bei der Siemens AG, die ihre Ver-
sprechen nicht einhält.«
Auch für Weitenhagen hatte die

Protestaktion weitreichende Konse-
quenzen. »Nach dem Gespräch sagte
der Werkleiter zu mir, dass er an mei-
ner nervlichen Gesundheit zweifle,

und stellte mich ab sofort zum Schutz
der Arbeit und meiner Person frei. Ich
musste sofort den Arbeitsplatz ver-
lassen«, erzählt der gelernte Schlos-
ser. »Er sprach wörtlich von Reali-
tätsverlust und Wahrnehmungsstö-
rungen. Also unverschämte Verleum-
dungen.« Vorwürfe, die sich letztlich
als haltlos herausstellten: Bei einer
betriebsärztlichen Untersuchung
wurde die gesundheitliche Eignung
von Weitenhagen am 5. Oktober be-
stätigt, seitdem arbeitet er wieder als
Prüffeld-Monteur.
Bis es so weit war, war Weitenha-

gen jedoch weiteren Repressionen
ausgesetzt. Als gewähltes Betriebs-
ratsmitglied muss er eigentlich je-
derzeit sein Amt ausüben können und
darf deshalb auch keine Nachteile ha-
ben. Dies sei jedoch mitnichten der
Fall gewesen. »Ich durfte bis zum
4. Oktober nicht mehr meine Arbeit
machen. Dagegen habe ich protes-
tiert und habe weiter täglich meine
Betriebsratsarbeit gemacht.« Die Si-
tuation sei dann am 28. September

eskaliert, als ihm die Werkleitung ein
Hausverbot aussprach. »Ein Vertreter
der Werkleitung sagte: Sie dürfen
auch als Betriebsrat die Fertigung
nicht mehr betreten. Ein Hausverbot
gegenüber einem Betriebsrat auszu-
sprechen ist ein expliziter Rechts-
bruch«, ist Weitenhagen überzeugt.
Die IG Metall sieht bei Siemens

dennoch keine systematische Behin-
derung von ArbeitnehmerInnenver-
tretungen. »Wir haben nicht den Ein-
druck, dass bei Siemens gezielt ge-
gen IG Metall und Betriebsrat vorge-
gangen wird«, sagt IG-Metall-Spre-
cher Klaus Abel. Vielmehr hätten die
MitarbeiterInnen durch ihre Einzel-
aktion Angriffsfläche für den Arbeit-
geber geboten, Sanktionen auszu-
sprechen. »Grundsätzlich besteht
Meinungsfreiheit, und wir halten es
nicht für richtig, dass Siemens gegen
Leiharbeitnehmer in irgendeiner
Weise so vorgeht, sie abzumelden.
Wir halten es aber für ungünstig,
wenn einzelne Kollegen wie Herr
Weitenhagen solche Einzelaktionen
machen, ohne es mit dem Betriebsrat
und uns abzustimmen.« Dies führe
dazu, dass letztlich die KollegInnen
die Leidtragenden seien.
Nun ist die Abmeldung der Leih-

arbeiter aufgrund ihrer gewerk-
schaftlichen Betätigung weder Wei-
tenhagen noch den anderen Protes-
tierenden anzulasten, sondern liegt
allein in der Verantwortung des Ar-
beitgebers Siemens. Der wollte ge-
genüber »nd« die Vorwürfen nicht
kommentieren. Da es sich um ein lau-
fendes Verfahren handle, könne man
sich dazu nicht äußern, hieß es nach
mehrfachen telefonischen und
schriftlichen Anfragen.
Auch innerhalb des Schaltwerks

habe es Diskussionen darüber gege-
ben, ob die Protestaktion an der Ent-
lassung der Leiharbeiter Schuld ist,
erzählt Weitenhagen. Er selbst teilt
diese Ansicht jedoch nicht. »Siemens
wollte diese Leute loswerden, und
zwar schon im Vorfeld.« Die Protest-
aktion ist auch innerhalb des Betriebs-
rates umstritten. Manche Betriebs-
ratsmitglieder seien der Ansicht, der-
artige Protestaktion würden die Ver-
handlungen mit Siemens gefährden.
Wie es nun weitergeht, ist unklar.

Für seine eigene berufliche Zukunft
schwant Weitenhagen nichts Gutes.
»Das ist eine richtige Kampagne von
Siemens, die hier seit zwei Jahren ge-
gen mich stattfindet«, meint er. Ihm
sei vor allem wichtig, dass die Leih-
arbeiter zurückgeholt werden und bei
Siemens einen Festvertrag kriegen.

»Das ist eine richtige
Kampagne, die hier seit
zwei Jahren gegen mich
stattfindet«
Betriebsrat
Felix Weitenhagen

Gewalttätige
Konflikte unter
Vietnamesen
Von Marina Mai

Gewalttätige Auseinadersetzun-
gen in der vietnamesischen Com-
munity haben am vergangenen
Sonntag die Polizei in Atem ge-
halten. Am späten Sonntagnach-
mittag war die Polizei mit der Be-
satzung von rund 50 Einsatzfahr-
zeugen vor einem Asiamarkt in
Hohenschönhausen vorgefahren.
Alle Ein- und Ausgänge des Mark-
tes wurden abgesperrt, niemand
kam hinein oder heraus. Da der
Asiamarkt ein Großmarkt ist, flo-
riert dort sonntags der Verkauf.
Außerdem sollte in einem Fest-
saal eine vietnamesische Moden-
schau stattfinden. Doch die schick
gekleideten Frauen blieben vor
der Tür stehen, umgeben von be-
waffneten Polizeibeamten.
Wie der Einsatzleiter vor Ort

mitteilte, wurde ein schwer ver-
letzter Mann gesucht, der sich in
den Asiamarkt geflüchtet haben
soll. Dem vorausgegangen war ei-
ner Polizeisprecherin zufolge eine
gewaltsame Auseinandersetzung
unter Vietnamesen in der Rhin-
straße in Friedrichsfelde. Ein bis-
her nicht identifizierter Mann mit
asiatischem Aussehen erlitt dabei
mehrere Stich- und Schnittverlet-
zungen. Er wurde mit lebensge-
fährlichen Verletzungen in ein
Krankenhaus eingeliefert und
notoperiert. In der Nähe des Tat-
ortes gelang es der Polizei, einen
21-jährigen mutmaßlich tatbetei-
ligten Vietnamesen festzuneh-
men. Andere waren entkommen.
Wegen der laufenden Ermitt-

lungen machte die Polizeispreche-
rin weder Angaben zum Hinter-
grund der Auseinandersetzung,
noch gab sie an, ob die flüchtigen
Männer gefasst wurden.

Arbeiter im Schaltwerk von Siemens Foto: imago/Jürgen Heinrich

Betreiber des
Stromnetzes
senkt Preis
Weil sich die Entgelte für das
Stromnetz reduzieren, dürfte im
kommenden Jahr auch der
Strompreis sinken. Wie hoch die
Einsparungen sind, hängt vom
jeweiligen Lieferanten ab.

Von Martin Kröger

Gute Nachrichten für die Strom-
kunden in Berlin: Die Vattenfall-
Tochter Stromnetz Berlin will im
kommenden Jahr die Netzentgel-
te senken. Das gab der Netzbe-
treiber amMontag bekannt. »Auch
wenn wir keine Prognosen abge-
ben können, wie sich die Gesamt-
kosten insgesamt noch entwi-
ckeln, so gehen wir für das Berli-
ner Verteilungsnetz eher von ge-
ringeren Kosten aus«, erklärte der
Geschäftsführer der Stromnetz
Berlin GmbH, Thomas Schäfer.
Nach Angaben des Konzessi-

onsinhabers für das Netz bleibt der
Grundpreis pro Jahr in Höhe von
39,70 Euro für einen Stroman-
schluss gleich, der sogenannte Ar-
beitspreis sinkt allerdings von 6,37
Cent pro Kilowattstunde auf 5,58
Cent ab. Diese Absenkung wird
durch geringere Kosten beim vor-
gelagerten Übertragungsnetz
möglich, das in der Hauptstadt-
region von dem Unternehmen
»50Hertz« betrieben wird. Außer-
dem wirkt sich das sogenannte
Netzentgeltmodernisierungsge-
setz (NEMoG) aus. Dieses Bun-
desgesetz legt unter anderem ei-
ne Begrenzung der Netzentgelte
für das Stromnetz fest.
Für den durchschnittlichen

Berliner Haushalt entstehen so
Einsparungen in Höhe von 18 Eu-
ro pro Jahr, was einer Reduzie-
rung um zehn Prozent der Netz-
entgeltkosten vom Vorjahr ent-
spricht. In welchem Ausmaß die
geringeren Kosten allerdings von
den Energieunternehmen an die
Kunden tatsächlich weitergege-
ben werden, hängt von dem je-

weiligen Unternehmen ab. »Die 18
Euro haben wir veröffentlicht, da-
mit alle Stromlieferanten schauen
können, welche Auswirkungen
das auf ihre Energiepreise hat«,
sagt Schäfer.
Die Stromnetz Berlin sorgt als

Eigentümer des Stromnetzes für
die Versorgung von 2,3 Millionen
Haushalten mit Strom. Wie es mit
der Netzkonzession der Vatten-
fall-Tochter in Berlin weitergeht,
ist demnächst Gegenstand eines
Widerspruchsverfahren vor dem
Landgericht Berlin. Am 14. No-
vember wird dort ein Wider-
spruch Vattenfalls gegen das lau-
fende Vergabeverfahren des
Stromnetzes verhandelt. Wie auch
immer das Urteil ausfällt, das ju-
ristische Hickhack um die Verga-
be des Netzes, das der Senat ger-
ne rekommunalisieren würde,
dürfte sich weiter fortsetzen. Ex-
perten rechnen mit langjährigen
Gerichtsverfahren.

Stromnetz-Entgelt sinkt für 2018.
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Vom Sehen
und Riechen

Sawsan Chebli ist zur richtigen
Zeit am richtigen Ort, sitzt auf
dem richtigen Platz. Er ist für die
Staatssekretärin reserviert: also
für sie. Leider wusste das der
Gastgeber der Jahreshauptver-
sammlung der Deutsch-Indischen
Gesellschaft nicht, auf der sie eine
Rede halten sollte. Der Gastgeber,
oben auf dem Podium, erkennt sie
nicht als Staatssekretärin. »Ich
habe keine so junge Frau erwar-
tet. Und dann sind Sie auch so
schön.« Chebli nennt den Vorfall
sexistisch. In der Folge wird sie in
sozialen Netzwerken rassistisch
beschimpft. Andere wundern sich:
Das sei doch ein Kompliment!
Man stelle sich einmal vor, der

Gastgeber hätte zu Chebli Fol-
gendes gesagt: »Mhh, du riechst
so unglaublich gut.« Laut einer
Umfrage eines Männermagazins
ist das ein Kompliment, das
Frauen gerne hören. Aber von
wem und in welchem Zusam-
menhang?
Der Skandal ist nicht, dass

Chebli den Vorfall öffentlich ge-
macht hat. Der Skandal ist, dass
fünf Jahre nach dem Aufschrei
über Rainer Brüderles Dirndl-Be-
merkung Männer eines noch im-
mer nicht kapieren: Dass ein
Kompliment, das der Ehemann
seiner Frau, der Liebhaber seiner
Liebhaberin, der Freund seiner
Freundin macht, zwischen Ar-
beitskollegen oder Fremden auf
der Straße eben keines ist, son-
dern: sexistisch.

Johanna Treblin
über
Komplimente
und Sexismus
Foto: nd/Ulli Winkler


